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	 Ausbildungsbetrieb werden

Es gibt viele Gründe auszubilden. Bei manchen 
Unternehmen wird der Gedanke auszubilden viel-
leicht aus der Not heraus geboren, etwa weil der 
Fachkräftebedarf auf dem Arbeitsmarkt anders 
nicht zu decken ist. In anderen Unternehmen sind 
die Betriebsprozesse so spezialisiert, dass es ein-
fach sinnvoller ist, die zukünftigen Fachkräfte gleich 
im eigenen Haus auszubilden und durch eine gute 
Ausbildung langfristig für das Unternehmen zu ge-
winnen.
Im dualen Ausbildungssystem übernehmen die 
Ausbildungsbetriebe aber auch eine gesellschaft-
liche Verantwortung, indem sie jungen Menschen  
in Ihrem im Betrieb einen erfolgreichen beruflichen 
Werdegang ermöglichen. Nach dem Motto WIR 
BILDEN AUS! trägt das eigene Ausbildungsengage-
ment auch dazu bei, den Betrieb regional zu veran-
kern und das Unternehmensimage zu stärken.
Ein ganz anderer Grund kann aber auch die Liebe 
zum Beruf sein: Die Freude daran, das eigene be-
rufliche Wissen an den Nachwuchs weiterzugeben, 
kann eine starke persönliche Motivation sein um 
(wieder) auszubilden. Denn insbesondere in den 
weniger bekannten Gewerken des Kunsthand-
werks, geht mit jedem Betrieb, der keinen Nach-
wuchs findet, immer auch ein Stück Handwerkskul-
tur und -vielfalt in der Region verloren.

Was auch immer Ihre unternehmerischen oder per-
sönlichen Gründe dafür sind, sich mit dem Thema 
Ausbildung auseinanderzusetzen: Unser Ziel ist es, 
Sie bei Ihrem Vorhaben zu unterstützen. Damit die 
Ausbildung in Ihrem Betrieb ein voller Erfolg wird, 
soll dieser Leitfaden Sie bei den ersten Schritten in 
Richtung Ausbildungsbetrieb begleiten. Für weiter-
gehende Unterstützung stehen wir Ihnen  jederzeit 
gerne auch persönlich zur Verfügung. 

Die duale Ausbildung wird im Wesentlichen, jedoch 
nicht ausschließlich, durch das Berufsbildungsge-
setz (BBiG) geregelt. Hier finden Sie z.B. die Pflich-
ten der Auszubildenden und der Ausbildenden, 
Regelungen zu verschiedenen Ausbildungsformen 
wie Verbund- oder Teilzeitausbildung, Vorgaben 
zur Ausbildungsvergütung und vieles mehr. 

Als angehender Ausbildungsbetrieb ist jedoch zu-
nächst einmal die Frage „Darf ich überhaupt aus-
bilden?“ zu klären. Um die hohe Qualität der Aus-
bildung sicherzustellen, werden in den §§ 27–33 
BBiG bestimmte Anforderungen an die Eignung 
von Ausbildungsbetrieben gestellt. Hierzu gehö-
ren insbesondere die betriebliche Eignung sowie 
die Eignung des Ausbildungspersonals. Was genau 
diese Eignungsanforderungen beinhalten und wie 
Sie die Eignung Ihres Betriebs und Ihres Personals 
nachweisen können, klären wir ausführlich im Fol-
genden.

 	 Eignung der Ausbildungsstätte

Die Eignung der Ausbildungsstätte oder auch die 
betriebliche Eignung bezieht sich darauf, dass die 
Ausbildungsstätte gewährleisten muss, die in der 
Ausbildungsverordnung vorgeschriebenen beruf-
lichen Fähigkeiten, Kenntnisse und Fertigkeiten in 
vollem Umfang vermitteln zu können. Sie hängt 
zum einen von der Art und Einrichtung der Aus-
bildungsstätte, zum anderen aber auch von dem 
zahlenmäßigen Verhältnis von Auszubildenden zu 
angestellten Fachkräften ab.

Dementsprechend muss der Betrieb über alle für 
die Ausbildung erforderlichen Werkzeuge, Geräte, 
Maschinen und Räumlichkeiten verfügen. Zudem 
wird vorausgesetzt, dass Auszubildenden ein Ort 
für Übungsarbeiten zur Verfügung steht, dabei sind 
auch Unfallverhütungsvorschriften und die Arbeits-
stättenverordnung zu beachten. 

Des Weiteren muss die Zahl der Auszubildenden 
in einem angemessenen Verhältnis zu der Zahl der 
beschäftigten Fachkräfte bzw. zu der Anzahl der 
Ausbildungsplätze stehen. Als Ausbildungsplatz 
wird hier der Ort oder Arbeitsplatz inklusive Aus-
stattung und personeller Besetzung verstanden, 
an dem der Ausbildungsberuf praxisnah vermittelt 
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werden kann. Als Fachkräfte gelten Personen, die 
in dem Ausbildungsberuf die Abschlussprüfung er-
folgreich abgelegt haben oder die eine, dem Aus-
bildungsberuf entsprechende, Tätigkeit seit einer 
Zeit ausgeübt haben, die mindestens der doppel-
ten Zeit der Ausbildung entspricht.  

In der Regel gilt, dass bei 1 – 2 Fachkräften eine 
Auszubildende, bei 3 – 5 Fachkräften zwei Auszu-
bildende, bei 6 – 8 Fachkräften drei Auszubilden-
de und bei jeweils drei weiteren Fachkräften eine 
weitere Auszubildende eingestellt werden können. 
Tatsächlich kann von dieser Anforderung aber auch 
abgesehen werden, wenn dadurch die Ausbildung 
nicht gefährdet wird. Die Beurteilung der Eignung 
der Ausbildungsstätte erfolgt dementsprechend 
einzelfallbezogen (§27 BBiG; § 21 HwO). 

Kleinere oder sehr spezialisierte Betriebe, die nicht 
in der Lage sind, alle in der Ausbildung zu vermit-
telnden Kenntnisse, Fertigkeiten und Fähigkeiten 
eigenständig an ihre Auszubildenden weiterzuge-
ben, können auch auf Ausbildungsmaßnahmen au-
ßerhalb der Ausbildungsstätte zurückgreifen (z.B. 
Lehrwerkstätten / Überbetriebliche Lehrlingsunter-
weisungen) oder im Verbund mit einem anderen 
ausbildungsberechtigten Betrieb die Ausbildung 
durchführen. 

Die Eignung der Ausbildungsstätte und des Ausbil-
dungspersonals wird durch die zuständige regiona-
le Handwerkskammer festgestellt. 

Bei erstausbildenden Betrieben findet hierzu in der 
Regel eine Betriebsbegehung durch Mitarbeiten-
de der Ausbildungsberatung der Kammer statt. Bei 
dieser Gelegenheit werden in einem persönlichen 
Gespräch vor Ort auch die Rahmenbedingungen 
und die  verschiedenen Eignungsvoraussetzungen 
geklärt.

	
	 Eignung des Ausbildungspersonals

Bei der Frage nach der persönlichen und fachlichen 
Eignung ist die Unterscheidung der Begriffe des 
Ausbildenden und des Ausbilders bzw. der Aus-
bilderin wichtig. Denn das Berufsbildungsgesetz 
unterscheidet zwischen dem Einstellen und dem 
Ausbilden von Auszubildenden. 

Firmeninhaber*innen, die Auszubildende einstel-
len, die Ausbildung aber von Mitarbeitenden durch-
führen lassen, gelten als Ausbildende. Sie müssen 
lediglich über die persönliche Eignung verfügen. 

Als Ausbilder oder Ausbilderin gilt die Person, die 
die Ausbildungsinhalte in der Ausbildungsstätte 
unmittelbar, verantwortlich und in wesentlichem 
Umfang vermittelt. Sie muss sowohl über die per-
sönliche als auch über die fachliche Eignung verfü-
gen. Diese Rolle können Mitarbeitende aber natür-
lich auch Firmeninhaber*innen selbst übernehmen, 
dann spricht man von der oder dem Ausbildenden, 
die oder der selbst ausbildet (§ 28 BBiG).

Die Eignung des Ausbildungspersonals lässt sich 
zunächst in die persönliche und fachliche Eig-
nung unterteilen. Die fachliche Eignung lässt sich 
wiederum in drei Bestandteile gliedern, die beruf-
lichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten, 
die berufs- und arbeitspädagogischen Fertigkeiten, 
Kenntnisse und Fähigkeiten sowie die angemesse-
ne Arbeitserfahrung. All diese Bereiche beleuchten 
wir im Folgenden genauer.

Quelle: Sattler Ulrich Czerny
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 	 Persönliche Eignung

Die persönliche Eignung wird in § 29 BBiG durch 
eine Negativformulierung geregelt. Demnach ist 
persönlich insbesondere nicht geeignet, wer keine 
Kinder oder Jugendlichen beschäftigen darf oder 
wer „wiederholt oder schwer gegen dieses Gesetz 
oder die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Vor-
schriften und Bestimmungen verstoßen hat.“ 

Diese Ausschlussgründe sind jedoch nicht abschlie-
ßend, beispielsweise können auch das nicht Abfüh-
ren von Sozialversicherungsbeiträgen, allgemeine 
Unzuverlässigkeit oder die Verletzung der Intim- 
und Privatsphäre von Auszubildenden als Gründe 

für die Aberkennung der persönlichen Eignung in 
Frage kommen. Grundsätzlich verfügt aber jede 
Person erst einmal über die persönliche Eignung 
zur Ausbildung. 

	 Fachliche Eignung

Die Voraussetzungen für die fachliche Eignung von 
Ausbildenden, die selbst ausbilden, und für Ausbil-
der*innen ergeben sich aus § 30 BBiG. 

Die fachliche Eignung untergliedert sich in drei 
Komponenten: die beruflichen Fertigkeiten, Kennt-
nisse und Fähigkeiten, die berufs- und arbeitspäd-
agogischen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkei-
ten sowie eine angemessene Berufserfahrung. 

Die notwendigen beruflichen Fähigkeiten liegen 
z.B. dann vor, wenn der Ausbildende, der selbst aus-

bildet, bzw. der Ausbilder oder die Ausbilderin die 
Abschlussprüfung in einer dem Ausbildungsberuf 
entsprechenden Fachrichtung bestanden hat. Sie 
können auch dann vorliegen, wenn eine anerkann-
te Prüfung an einer Ausbildungsstätte oder vor ei-
ner Prüfungsbehörde oder eine Abschlussprüfung 
an einer staatlichen oder staatlich anerkannten 
Schule bestanden wurde. 

Auch bei erfolgreichem Abschluss eines Hochschul-
studiums in einer dem Ausbildungsberuf entspre-
chenden Fachrichtung kann von dem Vorliegen der 
beruflichen Fähigkeiten ausgegangen werden.

Wer ein Studium, eine Ausbildung oder einen ande-
ren Bildungsabschluss in einer dem Ausbildungs-
beruf entsprechenden Fachrichtung im Ausland er-
worben hat, kann das Bestehen seiner beruflichen 
Fähigkeit nachweisen, wenn die Gleichwertigkeit 
des Abschlusses nach dem Berufsqualifikationsfest-
stellungsgesetz oder anderen rechtlichen Regelun-
gen festgestellt worden ist. 

Unter bestimmten Voraussetzungen kann für lang-
jährig tätige Handwerker*innen mit nachweisbaren 
Kenntnissen im Ausbildungsberuf auch ohne for-
mal vorliegende fachliche Eignung eine Ausnahme-
bewilligung zur Ausbildung erteilt werden. 

In diesen Fällen kann ein Antrag auf „Zuerkennung 
der fachlichen Eignung zur Berufsausbildung“ bei 
der zuständigen Handwerkskammer gestellt wer-
den.

Quelle: Webermeisterin Maike Weyrich



6 Ausbildungsbetrieb werden   

	 Externenprüfung

Wer nicht über eine abgeschlossene Ausbildung, 
ein Hochschulstudium oder einen sonstigen an-
erkannten Berufsabschluss verfügt, um seine be-
ruflichen Fähigkeiten nachzuweisen, für den kann 
die Externenprüfung eine Möglichkeit sein, diesen 
Nachweis zu erbringen und gleichzeitig einen an-
erkannten Berufsabschluss zu erlangen. 

Hierzu ist ein Antrag auf Zulassung zur Externen-
prüfung bei der zuständigen Kammer notwendig. 
Voraussetzung für die Zulassung ist, dass der An-
tragsteller bzw. die Antragstellerin langjährige Be-
rufserfahrung in dem Beruf, in dem die Prüfung ab-
gelegt werden soll, nachweisen kann. 

In der Regel muss die Zeit der Berufstätigkeit das 
Anderthalbfache der regulären Ausbildungszeit be-
tragen. Hierbei können u.U. auch Zeiten der Ausbil-
dung oder der Berufstätigkeit angerechnet werden, 
die in einem ähnlichen einschlägigen Ausbildungs-
beruf oder im Ausland erworben wurden. Wichtig 
ist, dass diese Tätigkeiten die zentralen beruflichen 
Anforderungen des Ausbildungsberufes abdecken. 

Aber auch diejenigen, die die Zeiten der Berufstä-
tigkeit nicht nachweisen können, haben eine Chan-
ce auf Zulassung zur Externenprüfung. Dann muss 
auf andere Weise nachgewiesen werden, dass der 
Antragsteller bzw. die Antragstellerin über die not-
wendigen beruflichen Fertigkeiten, Fähigkeiten 
und Kenntnisse verfügt. Dies kann z.B. durch Zerti-
fikate von Qualifizierungsmaßnahmen geschehen.
 
Ob die Voraussetzungen für die Zulassung zur Ex-
ternenprüfung vorliegen, entscheidet die zuständi-
ge Kammer bzw. der Prüfungsausschuss einzelfall-
bezogen.

Wer die Zulassungsvoraussetzungen erfüllt, hat in 
der Regel an zwei Terminen im Jahr die Möglichkeit, 
die Externenprüfung abzulegen, entweder im Som-
mer oder im Winter. Dabei entsprechen die Prü-
fungsformen, -inhalte und -anforderungen denen 
der regulären Abschlussprüfung. Entsprechend be-
steht auch die Externenprüfung aus einem theore-
tischen und einem fachpraktischen Teil. 

Durch das erfolgreiche Ablegen der Externenprü-
fung können die beruflichen Fertigkeiten, Kennt-
nisse und Fähigkeiten, die für die Vermittlung der 
Ausbildungsinhalte erforderlich sind, nachgewie-
sen werden. 

Das Bestehen der Externenprüfung attestiert dabei 
jedoch nicht die zusätzlich notwendigen berufs- 
und arbeitspädagogischen Fertigkeiten, Kenntnisse 
und Fähigkeiten, die Ausbilder*innen nachweisen 
müssen. Diese sind durch das erfolgreiche Ablegen 
einer „Ausbildung der Ausbilder“-Prüfung (AdA-
Prüfung) gesondert nachzuweisen. Hierzu mehr im 
Kapitel Berufs- und arbeitspädagogische Eignung.

	 Widerrufliche Zuerkennung der 
	 fachlichen Eignung

Personen, die die fachliche Eignung nicht erfüllen, 
kann die fachliche Eignung auf Widerruf durch die 
nach Landesrecht zuständige Behörde zuerkannt 
werden. Hierfür ist eine Anhörung vor der zustän-
digen Kammer notwendig. Die Gesetzesgrundlage 
ergibt sich aus § 30 Abs. 6 BBiG und § 22b Abs. 5 
HwO.

Nähere Informationen und Anträge zur widerrufli-
chen Zuerkennung der fachlichen Eignung sind bei 
der zuständigen Kammer erhältlich.  Dabei ist zu 
beachten, dass die Antragstellung in der Regel ge-
bührenpflichtig ist und kein Rechtsanspruch auf die 
widerrufliche Zuerkennung der fachlichen Eignung 
besteht. In dem Antrag müssen der berufliche Wer-
degang, Aus- und Weiterbildungszeiten, sonstige 
berufliche Qualifizierungen, Ausbildertätigkeiten 
bzw. pädagogische Qualifikationen und berufliche 
Tätigkeiten ausführlich nachgewiesen werden. 
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	 Berufs- und arbeitspädagogische Eignung

Die berufs- und arbeitspädagogischen Fähigkeiten, 
Kenntnisse und Fertigkeiten, über die Ausbildende, 
die selbst ausbilden, sowie Ausbilder*innen verfü-
gen müssen, werden in der Ausbildereignungsver-
ordnung (AEVO) geregelt. 

Bei der berufs- und arbeitspädagogischen Eignung 
spielt insbesondere die Kompetenz zum selbst-
ständigen Planen, Durchführen und Kontrollieren 
der Ausbildung eine wichtige Rolle. Diese Bereiche 
werden in vier Handlungsfelder untergliedert:

• 	 Ausbildungsvoraussetzungen prüfen und 		
	 Ausbildung planen
• 	 Ausbildung vorbereiten und bei der 
	 Einstellung von Auszubildenden mitwirken
• 	 Ausbildung durchführen
• 	 Ausbildung abschließen

Mit dem Bestehen der Ausbildereignungsprüfung 
werden diese Kompetenzen nachgewiesen. Die 
Ausbildereignungsprüfung ist Bestandteil der Meis-
terprüfung (Teil 4), kann aber auch eigenständig 
vor den zuständigen Stellen (IHK / HWK) abgelegt 
werden. So können auch Gesellen und Gesellinnen 
die berufs- und arbeitspädagogischen Kenntnisse 
erwerben um als Ausbilder*in tätig zu werden.

Die für die Prüfung notwendigen Inhalte werden 
in sogenannten „Ausbildung der Ausbilder“-Kursen 
(AdA-Kurs / AEVO-Lehrgang) vermittelt. 

Die AdA-Prüfung besteht aus zwei Teilen, einem 
theoretischen Multiple-Choice-Test und einer prak-
tischen Unterweisung mit anschließendem Prü-
fungsgespräch.

Ausnahme: Wenn kein Nachweis über die berufs-
pädagogischen Kenntnisse gemäß AEVO vorliegt, 
kann die zuständige Kammer im Einzelfall auch 
eine vorläufige Ausbildungserlaubnis erteilen. In 
diesem Fall ist der Ausbilder oder die Ausbilderin in 
der Regel dazu angehalten, innerhalb eines Jahres 
die Ausbildereignungsprüfung nachzuholen. 

Auch kann die Möglichkeit bestehen, Ausbildungs-
tätigkeiten aus den Jahren 2003 bis 2009, als die 
Ausbildereignungsverordnung ausgesetzt war, als 
Nachweis anerkennen zu lassen. 

Wenn es im Betrieb keine Mitarbeitenden gibt, die 
für die Funktion  als Ausbilder*in fachlich und per-
sönlich geeignet sind, wird keine Ausbildungsbe-
rechtigung erteilt.

Quelle: Metallgestalter Sebastian Hepp, Foto: Julian Baumann
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